	Mindesterfordernisse bei einer Abstimmung

	
	einfaches Bundesgesetz
	Beharrungsbeschluss
	Verfassunqsqesetz

	Anwesenheit (Präsensquorum)
	1/3
	½
	½

	Zustimmung der anwesenden

Abgeordneten
	mehr als

½
	mehr als

½
	1/3



Verbindlichkeit von Gesetzen

Gesetze sind nach Ablauf des Tages, an dem sie im Bundesgesetzblatt kundgemacht und dieses versandt wurde, mit verbindlicher Kraft ausgestattet. Es kann aber auch im Gesetz ein anderer Gültigkeitstermin bestimmt werden, auch eine Rückwirkung ist möglich. Das B‑VG enthält kein Verbot rückwirkender Gesetze. Aus Gründen der Rechtssicherheit ist eine Rückwirkung abzulehnen. Die Rückwirkung bei Strafgesetzen ist nach Art 7 (1) MRK verboten. Gesetze gelten, falls nichts anderes bestimmt ist, für das ganze Bundesgebiet. Niemand kann sich nach Kundmachung mit Unkenntnis des Gesetzes entschuldigen.

Parlamentarische Aktivitäten des Nationalrates 
(Die folgenden Daten sind der XXI. Gesetzgebungsperiode entnommen, die am 29.10.1999 begonnen hat, derzeitiger Stand: 9.3.2002)

Die Tätigkeit des Nationalrates verteilt sich nicht gleichmäßig über das Jahr. Die meisten Gesetzesbeschlüsse kommen im Juli (vor den parlamentarischen Sommerferien) und im November/Dezember zu Stande.

Im Jahresdurchschnitt kommt es zu etwa 150 bis 160 Gesetzesbeschlüssen. Sie beruhen überwiegend auf Regierungsvorlagen, nur ein geringer Prozentsatz ist auf selbstständige Anträge der Abgeordneten zurückzuführen. Regierungsvorlagen haben eine wesentlich höhere Chance, den Nationalrat erfolgreich zu passieren. Selbstständige Anträge kommen häufig von der Opposition, die damit politische Alternativen zur Regierungsarbeit anbietet, die aber von den der Regierung zuzurechnenden Abgeordneten eher selten angenommen werden. Selbstständige Anträge der Ausschüsse haben eine nahezu 100%‑ige Chance, angenommen zu werden.

Überblick, Zeitraum Oktober 1999 bis März 2002 in der XXI. GP

	Anträge an den NR
	
	SPÖ

65 Mandate
	FPÖ

52 Mandate
	ÖVP

52 Mandate
	Grüne

14 Mandate
	gemeinsam

	Regierungsvorlagen
	239
	
	
	
	
	

	Bundesrat
	3
	
	
	
	
	

	Ausschüsse
	39
	
	
	
	
	

	Selbstständige Anträge

von Abgeordneten
	
	8
	10
	2
	8
	6

	Schriftliche Anfragen

von Abgeordneten
	1
	108
	345
	3
	4
	16

	Dringliche Anfragen

von Abgeordneten
	
	14
	8
	7
	8
	7

	Bürgerinitiativen
	7
	
	
	
	
	

	Volksbegehren
	3
	
	
	
	
	

	Anfragebeantwortung
	31
	
	
	
	
	


Neben der Gesetzgebung, die als Kernfunktion des Parlaments aufgefasst wird, wird die parlamentarische Arbeit durch die Ausübung der Kontrolle der Verwaltung ergänzt. Durch die Wahrnehmung des Interpellationsrechts, das ist das Recht, schriftliche und mündliche Anfragen an die Regierung zu richten, findet Kontrolle durch die Abgeordneten der Opposition statt. Rund 40 Anfragen waren Dringliche Anfragen. 1dR sind sie noch in der Sitzung, in der sie gestellt werden, zu beantworten.

Zur laufenden Mitwirkung des Nationalrats an der Vollziehung zählt ua die Genehmigung des Abschlusses internationaler Staatsverträge.

An der österreichischen Willensbildung zu Vorhaben im Rahmen der Europäischen Union wirkt der Nationalrat durch den Hauptausschuss mit. Der erforderlichen Einbindung des nationalen Parlaments in die Rechtsetzung der Europäischen Union wird dadurch Rechnung getragen.

